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durchführbarkeit der geplanten Verrichtung, des Losfahrens nach dem kurzen Halt,
hätte führen können. Im Gegenteil darf festgestellt werden, dass der Bewegungsab-
lauf durch keine äusseren Faktoren gestört wurde. Hielt sich der Versicherte solan-
ge am fraglichen Bäumchen fest, dass sein Arm nach hinten gedreht wurde, ist zum
einen zu bedenken, dass es sich beim Halten und Loslassen um eine grundsätzlich
willensgesteuerte Tätigkeit handelt – von abruptem Hängen am rechten Arm im Sin-
ne des Beispiels unter Erwägung 4.2.2 kann jedenfalls nicht gesprochen werden –,
die dem Versicherten nicht «unverhofft widerfahren» konnte. Zum andern stellt das
Halten des ausgestreckten Arms nach hinten, gerade bei etwas nach vorn geneigter,
somit leicht gebückter Haltung, keine mehr als physiologisch normale und psycholo-
gisch beherrschte Beanspruchung des Körpers dar. Die erwähnte Körperbewegung
mit dem nach hinten gestreckten Arm ist sodann auch nicht typisch für das Snow-
boarden, könnte sich eine ähnliche Situation doch auch beim Radfahren oder gar
beim Wandern einstellen. Dass es bei dieser blossen und alltäglichen Bewegung mit
dem ausgestreckten Arm zu einer neuerlichen Luxation der bereits zweifach vorge-
schädigten Schulter kam, kann somit nicht überwiegend wahrscheinlich einem sinn-
fälligen Ereignis zugerechnet werden, sondern ist wohl vielmehr im Zusammenhang
mit der Vorschädigung bzw. einem degenerativen Geschehen zu sehen. (...)
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4.7 Art. 19 Abs. 1 FamZG

Regeste:
Art. 19 Abs. 1 FamZG: Für die Statusbestimmung als Erwerbstätiger oder Nich-
terwerbstätiger im Bereich des FamZG ist - trotz des grundsätzlichen Verweises
auf die Bestimmungen des AHVG - nicht auf eine ganzjährige Betrachtungsweise
abzustellen, da dies zu rechtsungleicher Gesetzesanwendung führen kann bzw.
führt. Da das FamZG monatliche Leistungen vorsieht, ist auch die Statusbestim-
mung monatlich vorzunehmen.

Aus dem Sachverhalt:

Frau M., geboren 1966, und Erziehungsberechtigte zweier Kinder (Jahrgang 1993
und Jahrgang 2006), ging im Jahre 2011 lediglich in den Monaten Januar bis April
einer Erwerbstätigkeit nach und erzielte dabei einen monatlichen Bruttolohn von
Fr. 1’200.–. In der restlichen Zeit ging sie keiner Erwerbstätigkeit mehr nach und
vermochte auch kein Einkommen zu erzielen. Ab 1. Mai 2011 beantragte Frau M.
bei der Familienausgleichskasse die Ausrichtung von Familienzulagen für Nichter-
werbstätige. Die Familienausgleichskasse wies das Gesuch im September 2011 mit
der Begründung ab, Frau M. gelte nicht als Nichterwerbstätige im Sinne des AHVG.
Dagegen erhob die Gesuchstellerin Einsprache, welche am 1. Dezember 2011 im
Wesentlichen mit der Begründung abgewiesen wurde, nach Art. 19 Abs. 1 Fam-
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ZG gelte als Nichterwerbstätiger, wer bei der AHV als nichterwerbstätig erfasst sei.
Demzufolge verweise das FamZG auf die Statusregeln des AHV-Rechts. Gemäss
Art. 28bis Abs. 1 AHVV würden Personen, die nicht dauernd voll erwerbstätig seien,
wie Nichterwerbstätige Beiträge leisten, wenn ihre Beiträge vom Erwerbseinkommen
zusammen mit denen des Arbeitgebers in einem Kalenderjahr nicht mindestens die
Hälfte des Mindestbeitrages von Fr. 475.– ausmachten. Als nicht dauernd gelte ei-
ne Erwerbstätigkeit, welche während weniger als neun Monaten im Kalenderjahr
ausgeübt werde (Wegleitung über die Beiträge der Selbstständigerwerbenden und
Nichterwerbstätigen in der AHV, IV und EO [WSN] Rz. 2035). Da Frau M. im Jahre
2011 nur von Januar bis April erwerbstätig gewesen sei, gelte sie als nicht dauernd
voll erwerbstätig. Allerdings seien die aufgrund ihrer Lohnsumme von Fr. 4’800.–
abgerechneten Sozialversicherungsbeiträge grösser als die Hälfte des Mindestbei-
trages von Fr. 475.–. Da der Status nicht monatlich, sondern für das ganze Kalen-
derjahr erhoben werde, gelte sie mithin aus AHV-rechtlicher Sicht für das ganze
Jahr 2011 als Erwerbstätige und nicht als Nichterwerbstätige. Mit Verwaltungsge-
richtsbeschwerde vom 15. Dezember 2011 beantragte Frau M. die Aufhebung der
Verfügung vom September 2011 sowie des Einspracheentscheids vom 1. Dezember
2011. Im Wesentlichen führte sie aus, dass für die Berechtigung zu Familienzulagen
die Situation des betreffenden Monats massgebend sei und es könne nicht auf ei-
ne jährliche Betrachtungsweise abgestellt werden. Entsprechend müsse sie ab Mai
2011 als nichterwerbstätig gelten. Zum selben Ergebnis komme man, wenn man auf
die umgekehrte zeitliche Abfolge abstelle. Wäre sie nämlich zu Beginn des Jahres
nicht erwerbstätig gewesen, hätte sie ohne weiteres Familienzulagen ausgerichtet
erhalten. Daran hätte auch die Erwerbstätigkeit in den letzten vier Monaten des
Jahres nichts geändert. An der monatlichen Betrachtungsweise ändere auch der
im Kanton Zug festgelegte Mindestverdienst nichts. Fakt sei, dass sie seit Mai 2011
kein Einkommen mehr realisiere. Die Ausgleichskasse stütze sich einzig auf die AHV-
Bestimmungen und lasse die Regelungen des Familienzulagengesetzes ausser Acht.
Im Zentrum stehe indes nicht der Status nach AHV-Recht, sondern der Anspruch
auf Familienzulagen.

Aus den Erwägungen:

(...)

2.3 Zur Abgrenzung des Status als Erwerbstätige oder Nichterwerbstätige in zeit-
licher Hinsicht äussert der Praxiskommentar von Kieser/Reichmuth, es sei proble-
matisch dass die Statusfrage nach AHVG pro Kalenderjahr ermittelt werde, während
die Familienzulage monatlich gewährt werde. Ob diese spezifische AHV-rechtliche
Besonderheit der Jahreserfassung dazu führe, dass bei Aufgabe der Erwerbstätigkeit
im Laufe des Jahres nicht umgehend ein Anspruch auf Familienzulage wegen Nicht-
erwerbstätigkeit entstehe, sei fraglich, denn die Erfassung einer solchen Person als
nichterwerbstätige Person erfolge in der AHV nur deshalb nicht, weil hier die Sta-
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tusfrage allenfalls erst im nächsten Jahr geklärt werde. Der gesetzgeberische Zweck
und die Ausgestaltung der Familienzulagen als monatliche Leistung (vgl. Art. 5 Fam-
ZG) lege bei solchen Sachverhalten nahe, eine Änderung auch im Laufe des Ka-
lenderjahres zuzulassen. Dabei müsse berücksichtigt werden, dass bei Aufnahme
der Erwerbstätigkeit im Laufe des Kalenderjahres der Anspruch auf Familienzulagen
für Erwerbstätige umgehend entstehe, auch wenn zuvor eine Nichterwerbstätigkeit
bestanden habe. Ebenso werde die Familienzulage monatsweise gewährt, bis ei-
ne nichterwerbstätige Person die ordentliche Altersgrenze erreiche (Kieser/Reich-
muth, Praxiskommentar FamZG, Zürich/St. Gallen 2010, Art. 19 N. 37 f.).

3. (...) Getreu dem Wortlaut der Bestimmungen des AHVG bzw. der AHVV zur Sta-
tusbestimmung resp. nach den Regeln der Wegleitung zum FamZG würde die Be-
schwerdeführerin folglich für das ganze Jahr 2011 als erwerbstätig gelten mit der
Konsequenz, dass ihr ab Wegfall des Arbeitsverhältnisses, konkret ab Mai 2011,
trotz Stellenlosigkeit keine Familienzulagen als Nichterwerbstätige ausgerichtet wer-
den könnten. Streitig ist, ob diese Betrachtungsweise, welche für die Festsetzung
des Status vom Kalenderjahr ausgeht, hinsichtlich Anspruchsberechtigung auf die
monatlichen Familienzulagen eins zu eins übernommen werden kann oder ob nicht
vielmehr im Bereich des FamZG auch von einer monatlichen Betrachtungsweise aus-
gegangen werden muss.

4. Würdigend ist zunächst zu bedenken, dass die Statusbestimmung im AHV-Recht
nicht leistungs-, sondern «nur» beitragsrelevant ist, folglich einzig für die Bestim-
mung der Grundlagen für den Bezug der Beiträge von Belang ist. Bei der Bestimmung
des AHV-rechtlichen Status als Selbständigerwerbender, Unselbständigerwerben-
der oder Nichterwerbstätiger geht es somit allein um die Frage, ob die AHV-Bei-
träge aufgrund des erzielten Einkommens oder aber aufgrund des Vermögens zu
erheben sind. Die Frage wird im Regelfall retrospektiv beurteilt, zumal Beitragspe-
riode – jedenfalls in den Fällen, in welchen die Abgrenzung als Nichterwerbstätiger
nicht eindeutig ist – ohnehin das Kalenderjahr ist. Die AHV-rechtliche Anspruchs-
berechtigung als solche wird von der Statusfrage nicht im Geringsten berührt. An-
ders verhält es sich – bei analoger Statusbestimmung auch in zeitlicher Hinsicht
– im Bereich des Familienzulagengesetzes. Dabei ist zunächst zu beachten, dass
Personen, die in einem Anstellungsverhältnis stehen und entsprechend von ihrem
Arbeitgeber Lohn ausbezahlt erhalten, über diesen auch die nach Art. 5 FamZG
monatlichen Familienzulagen ausgerichtet bekommen. Nichterwerbstätigen Perso-
nen wird die Familienzulage hingegen für jeden Monat direkt durch die Familienaus-
gleichskasse ausbezahlt. Fällt ein Arbeitsverhältnis zu Beginn eines Kalenderjahres
allerdings nach zwei, drei Monaten dahin mit der Konsequenz, dass die betroffe-
ne Person als nicht mehr arbeitnehmend gilt, würde sie - (...) nach der jährigen
Betrachtungsweise für die Statusbestimmung - fürderhin allenfalls gleichwohl als
erwerbstätig gelten. Konsequenz wäre somit, dass sie, weil weder arbeitnehmend
noch nichterwerbstätig, für die restlichen Monate des fraglichen Jahres keinen An-

81



I. Staats- und Verwaltungsrecht

spruch auf Familienzulagen mehr erheben könnte. Mithin wäre die Statusfrage je-
denfalls bei nicht dauernd Erwerbstätigen sehr wohl leistungswirksam bzw. hätte
einen Einfluss auf die Anspruchsberechtigung, dies obwohl der Gesetzgeber den
Erhalt von Familienzulagen grundsätzlich nicht von einem Erwerbseinkommen ab-
hängig machen wollte. Im Lichte der zitierten Lehrmeinung von Kieser/Reichmuth
ist mit der Beschwerdeführerin folglich festzustellen, dass der Gesetzgeber dieses
Ergebnis sicherlich nicht wollte. Die Differenzierung zwischen Erwerbstätigen und
Nichterwerbstätigen sollte jedenfalls eher der Festlegung des jeweiligen Auszah-
lungsmodus dienen, als über Bestand oder Nichtbestand der Anspruchsberechti-
gung entscheiden. Auch wollte der Gesetzgeber sicherlich keine Regelung treffen,
die zu willkürlichen, einzig durch zeitliche Faktoren bestimmten Ungleichbehandlun-
gen führt. (...) Mit Kieser/Reichmuth ist alsdann festzustellen, dass man der Aus-
gestaltung der Familienzulagen als monatliche Leistung mit einer auf das Kalender-
jahr bezogenen Qualifikation als Erwerbs- oder Nichterwerbstätiger eindeutig nicht
gerecht wird. In diesem Zusammenhang darf daran erinnert werden, dass auch An-
fang und Ende der Anspruchsberechtigung in der Regel nicht mit dem Kalenderjahr
in Einklang stehen, sind sie doch von völlig anderen Faktoren abhängig. Vermag
der Verweis auf die Statusbestimmung nach AHV-Recht für nicht voll Erwerbstäti-
ge durchaus Sinn machen, führt er im Falle nicht dauernd erwerbstätiger Personen
hingegen zu ungewollten Ungleichbehandlungen. (...)

5. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich eine ganzjährige Betrachtungswei-
se für die Statusbestimmung als Erwerbstätiger oder Nichterwerbstätiger im Bereich
des FamZG (...) trotz des grundsätzlichen Verweises von Art. 19 Abs. 1 FamZG auf
die Bestimmungen des AHVG nicht als richtig erweist, da dies zu rechtsungleicher
Gesetzesanwendung führen kann bzw. führt. Da das FamZG monatliche Leistungen
vorsieht, ist auch die Statusbestimmung monatlich und nicht für das Kalenderjahr
vorzunehmen, zumal es ja sicherlich nicht darum gehen soll, gewisse Stellenlose
ohne Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung einfach von der Anspruchsberechti-
gung auszuschliessen. Nach dem Gesagten ergibt sich, dass die Beschwerdeführe-
rin ab 1. Mai 2011 als Nichterwerbstätige zu betrachten ist und als solche – vorbe-
hältlich der übrigen Voraussetzungen des FamZG – Anspruch auf Familienzulagen
hat. (...)
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